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TEACHER EDUCATION FOR INCLUSION COUNTRY REPORT

AUSTRIA
1. Angaben zu den Autor/innen

Der Bericht wurde von Ewald Feyerer (Institutsleiter PH OÖ), Irene Moser (nationale Koordinatorin der EA/PH S) und Claudia Niedermair (Lehrende an der PH VA) mit Unterstützung von Ivo Brunner (Rektor PH VA) und Lucie Bauer (Representative board member/BMUKK) erstellt. 

Date: 24.10.2010

2. Politische Rahmenbedingungen zur Unterstützung der Lehrerausbildung

Österreich kann mittlerweile auf eine lange Tradition in der integrativen Beschulung von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf (SPF) zurückblicken. Es liegen Befunde auf einer soliden Datenbasis auf, die es erlauben, Änderungsbedarf zu beschreiben und Vorschläge für Veränderungen im Sinne einer Qualitätsentwicklung in Richtung Inklusion durchzuführen (vgl. Feyerer 2009
).

Die Bildungspolitik hat heute neben der Erprobung der Bildungsstandards den Modellversuch Neue Mittelschule im Fokus. Dazu wurden von einer Expertenkommission zwei Berichte erarbeitet, die eine Weiterentwicklung des Bildungssystems zu einer inklusiven Schule intendieren. Als Beispiel dafür seien Auszüge aus den „Kategorien für eine Neugestaltung des Schul- und Bildungswesens“ angeführt, die auf eine möglichst barrierefreie Hereinnahme aller Schüler/innen in einen qualitätsvollen gemeinsamen Bildungsprozess schließen lassen:

· Beste Qualität der Bildung für alle – jede/r hat grundsätzlich Anspruch auf „ihre/seine“ Bildung;
· Grundsätzlich vergleichbares Angebot und Zugänglichkeit zu Bildung für alle;
· Fördern aller Talente, Begabungen, Interessen;
· Leistungsorientierung – Inklusion – Kompensation: Spitzenqualität plus „Wir lassen keine/n zurück“;
· Verbindliche Querschnittsagenden – Gender-Aspekt, Einbindung Betroffener und Beteiligter, Integration, Inklusion, Diversity, interkulturelle Dimension (bm:ukk 2007, 14
).
Als Maßstab für eine gelungene Schulreform formuliert die Expertenkommission (vgl. ebd. 18) auch Prinzipien und Kriterien, die eine inklusive Schule unterstützen:

· Alle Begabungen, Talente, Potenziale, Interessen werden erkannt/ernst genommen, geschätzt/gefördert;
· Vermeidung zu früher Selektion;
· Schule sucht nicht Fehler oder Defizite, sondern entwickelt individuelle Lernprogramme und Förderangebote, erhöht Differenzierung und Durchlässigkeit (Kurssysteme) etc.;
· Entwicklung von „multiprofessionellen“ Stützsystemen, die Probleme an Ort und Stelle unmittelbar aufgreifen.
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen wurde von Österreich samt dem Fakultativprotokoll im Oktober 2008 ratifiziert. Bisher fand dies im bildungspolitischen Diskurs kaum Widerhall. In einem Grußwort zu einer Tagung der deutschsprachigen Inklusionsforscher im Februar 2010 in Innsbruck bekennt sich die Bildungsministerin aber klar und deutlich zur Inklusion und zur notwendigen Weiterentwicklung des Schulsystems: 

„Aus bildungs- und sozialpolitischen, aber auch ökonomischen Gründen wollen und dürfen wir kein Kind und keinen Jugendlichen zurück lassen oder ausgrenzen. (…) Auch wenn eine Reihe wichtiger Forderungen der Konvention im österreichischen Bildungswesen durch den gemeinsamen Unterricht in der Grundschule und in den Schulen der Sekundarstufe I bereits seit vielen Jahren umgesetzt werden, müssen wir in diesem Bereich nicht nur eine weitere Verbesserung der Qualität erreichen, sondern an der strukturellen und organisatorischen Weiterentwicklung von Schule hin zu inklusiven Lernorten arbeiten.“

Im Jahr 2009 wurde von der Bildungsministerin und dem Wissenschaftsminister eine Arbeitsgruppe beauftragt, Empfehlungen für eine gemeinsame Lehrerbildung zu erstellen. In diesen noch sehr allgemein gehaltenen Empfehlungen wird auch auf Bereiche wie inklusive Pädagogik, Diversity Management, Deutsch als Zweitsprache hingewiesen und eine ausgewogene Balance zwischen Generalist/innen und Spezialist/innen gefordert.
 

Die Leitvorstellungen des österreichischen Bildungssystems sind auf unterschiedlichen Ebenen verankert: In unterschiedlichen Schulgesetzen (als allgemeines Bildungsziel) und konkretisiert in den Lehrplänen. Vor allem in den allgemein didaktischen Grundsätzen der Volksschule, in den Leitvorstellungen im Hauptschullehrplan und in den Unterrichtsprinzipien sind Leitvorstellungen für das Thema der Inklusion relativ deutlich formuliert. Hier sind jene ausgewählt, die für das Thema der Inklusion relevant erscheinen.
Gesetzliche Grundlagen – ausgewählte Meilensteine

· Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung im Oktober 2008 durch den Nationalrat;
· Staatszielbestimmung und Nicht-Diskriminierungsbestimmung in der österreichischen Bundesverfassung: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten.“ (B-VG, Artikel 7, aus dem Jahr 1997);
· Das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz (BGStG 2005) welches Schutz vor Diskriminierung bietet und eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung gesetzlich verbietet.
Schulorganisationsgesetz 

· Volksschule: § 9/2 Die Volksschule hat in den ersten vier Schulstufen eine für alle Schüler gemeinsame Elementarbildung unter Berücksichtigung einer sozialen Integration behinderter Kinder zu vermitteln.

· Hauptschule: § 15/3 Unter Beachtung des Prinzips der sozialen Integration ist Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf eine der Aufgabe der Sonderschule (§ 22) entsprechende Bildung zu vermitteln, wobei entsprechend den Lernvoraussetzungen der einzelnen Schülerinnen und Schüler die Unterrichtsziele der Hauptschule anzustreben sind. 

· Allgemeinbildende Höhere Schule: § 39 (3) In der Unterstufe findet für Schüler und Schülerinnen der Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule insofern Anwendung, als erwartet werden kann, dass ohne Überforderung die Bildungs- und Lehraufgabe des betreffenden Unterrichtsgegenstandes grundsätzlich erreicht wird. Im Übrigen findet der der Behinderung entsprechende Lehrplan der Sonderschule Anwendung. 

Erlass des bm:ukk: Rundschreiben Nr. 18/2008: „Richtlinien für die Umsetzung und das Monitoring von Qualitätsstandards im integrativen Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf.“ 

Schulpflichtgesetz 

· § 8a. (1) Schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf (§ 8 Abs. 1) sind berechtigt, die allgemeine Schulpflicht entweder in einer für sie geeigneten Sonderschule oder Sonderschulklasse oder in einer den sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllenden Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule (Abs. 2 letzter Satz) zu erfüllen (…)

· (2) (…) Wünschen die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten die Aufnahme in eine Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule, so hat der Bezirksschulrat zu informieren, an welcher nächstgelegenen allgemeinen Schule dem sonderpädagogischen Förderbedarf entsprochen werden kann.
Lehrpläne

Der umfassende Bildungsauftrag der Grundschule setzt sich die individuelle Förderung eines jeden Kindes (gemeinsame Elementarbildung unter Berücksichtigung von Kindern mit Behinderung) zum Ziel. Dabei soll eine grundlegende und ausgewogene Bildung im emotionalen, sozialen, intellektuellen und körperlichen Persönlichkeitsbereich ermöglicht werden. (VS-Lehrplan). Über eine Balance vielfältiger Lehr- und Lernformen – vom lehrergelenkten bis zu selbstgesteuerten Lernarrangement – soll dieser Diversität Rechnung getragen werden.

„Die Schule ist ein vielfältiger Erfahrungs- und Handlungsraum für Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer und Eltern. Schulleben geht über den Unterricht weit hinaus. Neben sachlichem Lernen findet in der Schule immer auch soziales Lernen in unterschiedlichen Formen und Situationen statt. Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn Kinder mit unterschiedlichen Lernvoraussetzungen bzw. Kinder mit Behinderungen (Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf) sowie Kinder mit speziellen Bedürfnissen gemeinsam unterrichtet werden.“
Integration: Die Integration von Kindern mit SPF ist in allen Lehrplänen (VS, HS und AHS) verankert. 

Interkulturelles Lernen als wichtiges Prinzip sowohl in der Grund- als auch in der Sekundarstufe 1. Hier wird dem gesellschaftlichen Wandel Rechnung getragen (Internationalisierung der Wirtschaft, europäischer Integrationsprozess, Migrationsbewegungen):

„In diesem Zusammenhang kommt der Auseinandersetzung mit der regionalen, österreichischen und europäischen Identität unter dem Aspekt der Weltoffenheit besondere Bedeutung zu. Akzeptanz, Respekt und gegenseitige Achtung sind wichtige Erziehungsziele, insbesondere im Rahmen des interkulturellen Lernens. Wenn Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen – z.B. unterschiedlichen Muttersprachen – gemeinsam unterrichtet werden, ist neben der sicheren Verwendung der Unterrichtssprache der Begegnung der Kulturen im Alltagsleben besonderes Augenmerk zu widmen.“ Leitvorstellungen HS-Lehrplan
Partizipation – Mitsprache und Mitgestaltungsmöglichkeiten. Teilhabe an der Gesellschaft wird durch demokratisches Miteinander in der Schule eingeübt. 

„Die Wahrnehmung von demokratischen Mitsprache- und Mitgestaltungsmöglichkeiten in den unterschiedlichen Lebens- und Gesellschaftsbereichen erfordert die Befähigung zur sach- und wertbezogenen Urteilsbildung und zur Übernahme sozialer Verantwortung. Zur Entwicklung dieser Fähigkeiten ist in hohem Maße Selbstsicherheit sowie selbstbestimmtes und selbstorganisiertes Lernen und Handeln zu fördern.“ Leitvorstellungen HS-Lehrplan
Gender mainstreaming als Unterrichtsprinzip „Erziehung zur Gleichstellung“: Dieser Grundsatz wird 2000 für die Hauptschulen und allgemein bildenden höheren Schulen als didaktischer Grundsatz „Bewusste Koedukation“ festgeschrieben.

„Gender Mainstreaming in der Schule bedeutet, die Gender Perspektive in allen Bereichen des Lernens und Lehrens, in der Organisation Schule und im Handeln aller Beteiligten zu verankern, um geschlechtergerechtes Lernen zu ermöglichen.“ (bmukk, Aktionsplan 2003)
3. Lehrerausbildung

Einleitend sei angemerkt, dass das System der österreichischen Lehrerbildung zweigeteilt ist: die Pflichtschullehrer/innen (Volks-, Haupt, Sonderschullehrer/innen) werden an Pädagogischen Hochschulen, die Gymnasiallehrer/innen (SEK I und SEK II) an Universitäten ausgebildet. Da es in Österreich in Gymnasien und den weiteren Schulformen der SEK II so gut wie keine Integration beeinträchtiger Kinder und Jugendlicher gibt, beschränkt sich die Diskussion um die Verankerung der Inklusion in der Lehrerbildung im Wesentlichen auf die Pädagogischen Hochschulen. Dementsprechend konzentriert sich auch der vorliegende Länderbericht auf den Bereich der Pflichtschullehrerausbildung in Österreich.

a. Eingangsvoraussetzungen 

Die Studienkommissionen haben durch Verordnung die erforderlichen näheren Festlegungen bezüglich der Eignung zu treffen (§ 3, Abs. 3). Dabei sind insbesondere „die Anforderungen an die grundsätzliche persönliche Eignung für die Ausübung des Lehrberufs gemäß Abs. 1 Z 1 in der Weise zu konkretisieren, dass keine in der Person der Zulassungsbewerberin oder des Zulassungsbewerbers gelegenen Gründe vorliegen, die der Ausübung des angestrebten Lehrberufs auch nach dem erfolgreichen Abschluss der Lehramtsausbildung, um deren Zulassung angesucht wurde, entgegenstehen;“ (…) (Hochschulzulassungsverordnung vom 15. Mai 2007)

Als Zugangsbedingungen ausgewiesen sind:

· Grundsätzlich persönliche Eignung;
· Kenntnis der deutschen Sprache in Wort und Schrift, Sprech- und Stimmleistung;
· Musikalisch-rhythmische Eignung für VS und Sonderschule;
· Körperlich-motorische Eignung.

Die Studienkommissionen an den Pädagogischen Hochschulen haben (auf der Grundlage des Abschnitt 3/HZV) unterschiedliche Verfahrensweisen zur Eignungsfeststellung entwickelt. Neben den fachlichen Eignungsfeststellungen hat das individuelle Eignungs- und Beratungsgespräch (§ 5/2) eine bedeutende Rolle. Ob bzw. wie sehr in diesen Gesprächen auf das zukünftige Berufsfeld und die Heterogenität von Lerner/innen eingegangen wird, ist derzeit nicht erhoben. 

Im Rahmen der Informations- und Orientierungsworkshops (§ 5/1 HZV) wird Studierenden ein Einblick in die unterschiedlichen Praxisfelder des Lehrberufs ermöglicht. 

Die derzeit geltenden Zulassungsbedingungen werfen in Bezug auf das Thema einer inklusiven Lehrerbildung einige Fragen auf, die einer grundlegenden Klärung zugeführt werden müssen:

Körperlich-motorische Eignung: In der derzeitigen Fassung führt dieser Punkt zur Diskriminierung von Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen und schließt Menschen mit körperlichen bzw. Sinnes-Behinderungen – die als „role-models“ eine ausgesprochen wichtige Aufgabe in inklusiven Settings übernehmen könnten – aus.

Kenntnis der deutschen Sprache in Wort und Schrift: Auch dieser Punkt führt in der Praxis dazu, dass Studierenden mit Migrationshintergrund und guter, aber nicht völlig fehlerfreier Beherrschung von Deutsch in Wort und Schrift, der Zugang zum Lehrberuf erschwert wird. Dies wirkt besonders im Rahmen der Volksschul- und Sonderschullehrerausbildung, weil hier die Ausbildung nach dem Klassenlehrerprinzip erfolgt und Deutsch zentraler Bestandteil ist. Studierende mit Migrationshintergrund wählen deshalb, wenn überhaupt, tendenziell eher das Lehramt für die Sekundarstufe 1. 

b. Inhalte der Lehrerausbildung

Im studienfachübergreifenden Modul „Inklusion“ haben die vermittelten Inhalte und die verwendeten Unterrichtsmethoden positive Auswirkungen auf die Einstellung der Studierenden zum gemeinsamen Unterricht. (Feyerer 2006)
 Im Selbsterfahrungsprojekt der PH Salzburg (siehe Pkt. 7) berichten die Studierenden über nachhaltige Auswirkungen auf ihre Haltungen zu Menschen mit Behinderungen. Randgruppen der Gesellschaft werden eher als selbstverständlicher Teil der Gesellschaft wahr genommen, als vor dem Seminar. 
In den „Schulpraktischen Studien“ erhalten die Studierenden an vielen Ausbildungsstätten die Möglichkeit, in Integrationsklassen mit Kolleg/innen (anderer Studienbereiche) im Team zu arbeiten. Die Erfahrungen mit sehr heterogenen Schülergruppen, die Zusammenarbeit im Team, die Auseinandersetzung mit prozessorientierten Förderdiagnosen und alternativen Leistungsbeurteilungen stellt für die Studierenden eine große Herausforderung dar. Sie haben die Möglichkeit schülerzentrierte Lernformen wie Projektunterricht und Werkstattunterricht kennen zu lernen und anzuwenden. An der PH Salzburg führen beispielsweise die Studierenden im 6. Semester ein Projekt in Teamarbeit durch, welches von Lehrenden im Seminar vorbereitet wird und in der Praxis sorgfältig vor- und nachbesprochen wird. 

An manchen Standorten erleben die Auszubildenden den Unterricht in schulstufenübergreifenden Klassen mit Schüler/innen mit SPF und/oder Migrationshintergrund, trainieren individuelle Fördermöglichkeiten, setzen kooperative Lernmethoden ein und setzen sich mit sozialen Prozessen in der Gruppe auseinander. 

Die Lehrenden an den Hochschulen sind nicht verpflichtet, inklusionsfördernde Methoden wie unterschiedliche Sozialformen, eigenverantwortliches Lernen, problemlösungsorientierte Methoden udgl. in den Studiengruppen anzuwenden. Die Freiheit der Lehre ermöglicht nach wie vor dozierende Methoden. Obwohl Teamteaching in der Lehre die Teamkompetenzen der Studierenden erweitern würde, bieten die Hochschulen nur teilweise Teams als Modell an. Die Gründe liegen vor allem in der schwierigen Finanzierbarkeit der Doppelbesetzung. 

c. Das Curriculum der Lehrerausbildung

Grundlage ist die Hochschul-Curricula-Verordnung (HCV 2006). Sie regelt die Grundsätze der näheren Gestaltung, gibt einen verpflichtenden Rahmen für die Studienfachbereiche (Humanwissenschaft 39 ECTS, Fachwissenschaft und Fachdidaktik 84; Schulpraktische Studien 36, ergänzende Studien 12 und Bachelorarbeit 9 ECTS) vor. Innerhalb dieser Vorgaben entscheiden die Studienkommissionen über die inhaltliche Ausgestaltung der Curricula. Je nach Kultur und Tradition der jeweiligen Hochschule wurde Lehrenden mehr oder weniger Autonomie/Partizipation bei der inhaltlichen Gestaltung ermöglicht. 

Im allgemeinen Bildungsziel der Hochschulcurricula-Verordnung (§ 3/2) werden daneben eine Reihe inhaltlicher Schwerpunktsetzungen angeführt, die im Wesentlichen mit den in Frage 3b angeführten Leitlinien übereinstimmen:

§ 3 (1): Die Studien sind unter Beachtung der gesellschaftlichen, pädagogischen, wirtschaftlichen, technologischen und bildungspolitischen Entwicklungen als wissenschaftlich fundierte und berufsfeldbezogene Hochschulbildung zu gestalten, wobei auf Anforderungen wie insbesondere lebensbegleitendes Lernen, Integrative Pädagogik, lebende Fremdsprachen, Deutsch als Zweitsprache, Individualisierung und Differenzierung des Unterrichtes, Förderdidaktik, Medienpädagogik, Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien, Kompetenzerwerb im Bereich des e-learning, Herstellung internationaler, europäischer und interkultureller Bezüge, Gender Mainstreaming, Stärkung sozialer Kompetenzen, Integration von Menschen mit Behinderungen sowie Begabtenförderung einschließlich Hochbegabtenförderung Bedacht zu nehmen ist.
Zusätzlich wurde vom BMUKK 2006 ein Positionspapier zum Thema „Berufsfeld Sonder- und Integrationspädagogik“ zur Aus- und Weiterbildung an Pädagogischen Hochschulen erarbeitet und den Rektor/innen zur Kenntnis gebracht. Da die Studienkommissionen jedoch autonom über die Inhalte der Curricula entscheiden, hat dieses Papier ausschließlich empfehlenden bzw. beratenden Charakter. 

Im Studienjahr 2008/09 führte das BMUKK an den Pädagogischen Hochschulen eine Befragung durch. In dieser Erhebung wurden Fragen zur Umsetzung des Positionspapiers
 zur Aus- und Weiterbildung im Berufsfeld Sonder- und Integrationspädagogik gestellt. 

Die Vertreter/innen von zwölf der insgesamt 14 pädagogischen Hochschulen haben die Frage: „Inwieweit können sich die Studierenden aller Studiengänge bereits jetzt die im Positionspapier aufgezählten Kompetenzen aneignen – (Kap. 4.1., S. 17f). Sind diese Inhalte in den Curricula aller Studiengänge verankert?“, beantwortet. 

Unterschiedlichste Rückmeldearten der Hochschulvertreter/innen lassen nur Tendenzen sichtbar werden:

Die meisten Pädagogischen Hochschulen thematisieren in den Schulpraktischen Studien die Themenbereiche „Heterogenität, Differenzierung und Individualisierung, kooperative Pädagogik, Teamentwicklung und Teamarbeit und Konzepte der Reformpädagogik“. 

Die Themenfelder Heterogenität/Inklusion/Individualisierung/Begabtenförderung und Offene, projektorientierte und schülerzentrierte Arbeitsformen werden von den meisten Hochschulen in den humanwissenschaftlichen und didaktischen Modulen der allgemeinen Lehrerausbildung behandelt. Allerdings fällt auf, dass der Begriff „Inklusion“ nur von vier Hochschulen im Curriculum verwendet wird. 
Die Pädagogische Diagnostik und das breite Feld der Leistungsbewertung scheint einen hohen Stellenwert zu haben, da sie an allen Pädagogischen Hochschulen thematisiert wird. Interkulturelles Lernen und Genderpädagogik wird zwar auch an allen Hochschulen genannt, oft aber nur im Zusammenhang mit Wahlpflichtmodulen. Die Schulung der Kompetenzen im Bereich der Reflexion der eigenen Werte und Haltungen dürfte an mehr als der Hälfte der Standorte in der Ausbildung einfließen. 

An einer Pädagogischen Hochschule werden die Anforderungen der integrativen Pädagogik in den allgemeinen Grundsätzen der Hochschulpädagogik hervorgehoben.

In der Umfrage des BMUKK werden keine Kursinhalte, jedoch Modulthemen im Kontext der „Interdisziplinären Ansätze“ aufgelistet. Ca. die Hälfte aller Hochschulen geben an, dass sie Module zu diesem Thema anbieten.
In fast allen Pädagogischen Hochschulen werden studienfachübergreifend Module angeboten, welche die Kooperation der Studierenden strukturell fördert. Diese beschränken sich allerdings auf wenige Bereiche (z.B. die Studieneingangsphase, Module zum Thema Lehren und Lernen, Umgang mit Heterogenität, Schulentwicklung und Evaluation, Grundlagen wissenschaftlichen Arbeitens), bzw. werden im Wahlpflichtfach angeboten. In einer Pädagogischen Hochschule soll

„…eine große Zahl an themenorientierten studienfachbereichs- und fachübergreifenden Modulen eine Zusammenschau und ein Zusammenwirken der Fächer im Hinblick auf die angestrebten Kompetenzbereiche ermöglichen und die Fähigkeit der Studierenden zu vernetzendem Denken und kooperativem Handeln fördern.“ (PH X, S.1)
In fast allen Pädagogischen Hochschulen wird in den „Schulpraktischen Studien“ nach Maßgabe der Möglichkeiten (Anzahl der vorhandenen Praxisplätze) die Zusammenarbeit von Studierenden gefördert, indem sie an Integrationsstandorten im Team unterrichten können. Durch die Autonomie der Hochschulen variieren die Möglichkeiten zum Austausch und zur Reflexion stark. Die Zusammenarbeit zwischen den Studiengruppen (VS, HS, ASO) und auch zwischen den Fachstudien ist nur teilweise gegeben. Im Regelfall gibt es organisatorisch strikt getrennte Lehrgangsgruppen für die verschiedenen Schularten. Kleinere Hochschulen sind organisatorisch gezwungen, vermehrt studienfachübergreifende Seminare anzubieten, bzw. fallen die Aufgaben oft in Personalunion einzelnen Lehrenden zu. An einer PH werden die Studierenden beispielsweise während der gesamten Studienzeit von Coaches begleitet. In klein gehaltenen Coachingruppen besteht die Möglichkeit, sich über alle Aspekte der Ausbildung – auch der inklusiven Orientierung derselben – auszutauschen. Eine Professorin berichtet in einer Umfrage zum Thema, dass sie in den Fächern „Heterogenität„ und „Exklusion-Integration-Inklusion“ Gruppenarbeit als Prüfungsanforderung stellt. 

d. Haltungen und Werte in der Lehrerausbildung

Das Positionspapier des Bundesministeriums fordert dazu folgendes:

„Eine kritische Auseinandersetzung und die Reflexion der eigenen Haltungen und Denkkonstruktionen zum Thema Behinderung ist eine der zentralen Aufgaben auch in der Ausbildung von Volks- und Hauptschullehrer/innen, um das segregierende Denken zu überwinden. 

Alle Studierenden sollten die relevanten Denk- und Handlungsansätze (Paradigmen) der Sonder- und Integrationspädagogik kennen lernen, ihre Entstehung im historischen Kontext verstehen, dazu angeregt werden, die ethischen Grundfragen, die mit dem jeweiligen Paradigma verbunden sind, zu reflektieren und bewusste Wertentscheidungen zu treffen.“ (Feyerer/Niedermair/Tuschel 2006, 16)

Im Zusammenhang mit Teamteaching weist es darauf hin, dass dies
„der wichtigste Faktor für das Gelingen der schulischen Integration ist. Eigene Erwartungen, Meinungen und Einstellungen diesbezüglich sowie verschiedene Kommunikationsstrategien sollen daher einerseits in einem eigenen Seminar bewusster werden, andererseits sollen grundlegende Fähigkeiten zur partnerschaftlichen Kooperation wie Offenheit, Kritikfähigkeit und Gleichwertigkeit durch die organisatorische Gestaltung des Studiums auch täglich konkret gelebt werden können.“ (ebd. 18)

Die fünf Domänen des EPIK Projektes werden gesehen als „ein komplexes Bündel von Fähigkeiten, Fertigkeiten und Haltungen, welche die Qualität von Schule und Unterricht nachhaltig bestimmen. Sie sind der Schlüssel für eine erfolgreiche Unterrichtspraxis und für deren Weiterentwicklung in Theorie und Praxis.“ 

Die HCV verlangt in der Anlage zu §5 (Modulraster) zwar die Beschreibung von Zielen, Inhalten und Teilkompetenzen, aber keine Haltungen. Bezüglich der regionalen Curricula der Pädagogischen Hochschulen kann festgehalten werden, dass trotzdem Werte und Haltungen verankert sind, zumeist als Bildungsziele und Inhalte, wobei besonders Vielfalt und Heterogenität der Schülergruppe, aktives Lernen, schülerorientiertes Lernen, Demokratie und Gleichwertigkeit eine große Rolle spielen. Es ist aber auch festzuhalten, dass zu wenige Lehrveranstaltungen vorgesehen sind, in denen reflektiert und regelmäßig mit notwendigen Verhaltensänderungen und -irritationen der Studierenden gearbeitet wird.
e. Unterrichtspraxis

Alle Studierenden absolvieren die schulpraktischen Studien im Tagespraktikum (ein Mal wöchentlich) bzw. in Blockpraktika (ein- bis zweiwöchige Arbeit in der Praxis). Zu Beginn des Studiums hospitieren sie in Praxisklassen. In den folgenden Semestern übernehmen sie zunehmend mehr Unterrichtsstunden, die mithilfe der Praxislehrer/innen geplant und durchgeführt werden. An den Unterricht anschließende Reflexionsstunden fördern die Reflexionskompetenz und Selbsteinschätzung der zukünftigen Lehrer/innen.
An den Hochschulen werden Lehrende (Didaktiker/innen und Humanwissenschaftler/innen) eingesetzt, um die Qualität der Unterrichtsarbeit zu überprüfen und auf die Weiterentwicklung der Kompetenzbereiche achten.
Um eine enge Verknüpfung von theoretischer und praktischer Ausbildung zu gewährleisten, vernetzen themenorientierte Module sehr häufig die schulpraktischen Studienangebote. Eine PH weist explizit darauf hin, dass sich die Neukonzeption der schulpraktischen Studien an einer innovativen Pädagogik orientiert, die das Kind und die Organisation von Lernprozessen in heterogenen Lerngruppen ins Zentrum rückt. Zudem werden Organisationsformen eingesetzt, die es stärker als bisher ermöglichen, Prozesse zu beobachten und zu begleiten. (z.B. Ganztagespraktikum mit Nachmittagsbetreuung)
Wie werden die Schulen, welche schulpraktische Studien anbieten, ausgewählt? Wie stellt man sicher, dass die Studierenden Erfahrungen sammeln können, die den Bedürfnissen aller Lernenden gerecht werden kann?

Die Besuchsschullehrer/innen müssen zumeist Qualifizierungslehrgänge absolvieren, bevor sie in der Begleitung der Studierenden eingesetzt zu werden. Die Zusammenarbeit mit Praxisschulen und Ausbildungslehrer/innen, die nach innovativen Ansätzen arbeiten, wird forciert.
Die Auszubildenden erhalten in den didaktischen und humanwissenschaftlichen Fächern Studienaufträge, welche beispielsweise die förderdiagnostischen Kompetenzen weiter entwickeln helfen, problemlösendes Verhalten der Schüler/innen stärken oder verschiedenste Sozialformen in der Praxis anzuwenden und deren Einsatz zu reflektieren. Der studienfachübergreifende Einsatz an Integrationsstandorten und die Arbeit im Team unterstützen ebenfalls diese Ziele.

4. Kompetenzen, Bewertung und Akkreditierung 

Gesetzliche Grundlage für die Lehrerausbildung ist das Hochschulgesetz vom 13. März 2006, das in § 9 unter anderem die Beachtung folgender leitender Grundsätze formuliert:

„12. die Gleichbehandlung und Gleichstellung von Frauen und Männern,
13. die soziale Chancengleichheit,
14. die besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von Menschen mit Behinderungen im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes, BGBl. I Nr. 82/2005,
15. die besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von besonders begabten und interessierten Studierenden“.
Die Hochschul-Curriculaverordnung (HCV) vom 21. Dezember 2006 verlangt in § 3 (Abs. 2), dass 

„…auf Anforderungen wie insbesondere lebensbegleitendes Lernen, Integrative Pädagogik, lebende Fremdsprachen, Deutsch als Zweitsprache, Individualisierung und Differenzierung des Unterrichtes, Förderdidaktik, Medienpädagogik, Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien, Kompetenzerwerb im Bereich des e-learning, Herstellung internationaler, europäischer und interkultureller Bezüge, Gender Mainstreaming, Stärkung sozialer Kompetenzen, Integration von Menschen mit Behinderungen sowie Begabtenförderung einschließlich Hochbegabtenförderung Bedacht zu nehmen ist.“

In § 5 wird eine Modularisierung eingefordert und für jedes Modul die Beschreibung von überprüfbaren Teilkompetenzen vorgeschrieben. Da die Lehrerausbildung in Österreich der Autonomie unterliegt, erarbeitete sich jede Pädagogische Hochschule jeweils ein eigenständiges Kompetenzmodell und eigene Curricula. Zur Unterstützung dieses Prozesses wurde vom Bildungsministerium im Jahr 2006 ein Positionspapier herausgegeben, das eine Neudefinition des Rollenbildes aller Lehrerinnen und Lehrer und den Erwerb entsprechender Kompetenzen für einen inklusiven Unterricht verlangt:

„Der gemeinsame Unterricht behinderter und nicht behinderter Kinder muss ein schüler/innenzentrierter Unterricht sein. Der/die Lehrer/in ist dabei nicht hauptsächlich Wissensvermittler/in, sondern vor allem Begleiter/in ihrer Schüler/innen bei deren persönlicher und individueller Entwicklung innerhalb der sozialen Gemeinschaft. Unterschiedliche Aufmerksamkeit, unterschiedliches Arbeitstempo, Bewegungs- und Kommunikationsbedürfnis können nicht als störende Faktoren eliminiert werden, sondern müssen als individuelle Lernbedingungen betrachtet und so in die Unterrichtsarbeit miteinbezogen werden, damit jeder/jede Schüler/in sich erfolgreich weiterentwickeln kann. Der integrative Unterricht stellt an alle Lehrer/innen damit die folgenden neuen sozialen, emotionalen und fachlichen Anforderungen (vgl. Feyerer & Fragner 1994, 45
):

· Innere Differenzierung einer äußerst heterogenen Schüler/innengruppe durch Individualisierung;
· Offene, projektorientierte und schüler/innenzentrierte Unterrichtsformen;
· Verwendung und Herstellung neuer Lernmaterialien, Gestalten von Lernumgebungen;
· Prozessorientierte Förderdiagnostik (mit Verwendung angemessener Instrumentarien) und das Erstellen von individuellen Förderplänen;
· Neue Formen der Leistungsfeststellung, -rückmeldung und -beurteilung, welche den individuellen Lernfortschritt und die individuellen Lernbedingungen festhalten;
· Enge Zusammenarbeit mit einem/einer oder mehreren Lehrer/innen – Arbeiten im Team;
· Anpassen und Reagieren auf die Handlungen des/der jeweils anderen Partner/in;
· Gemeinsame Vor- und Nachbesprechungen des Unterrichtsgeschehens;
· Reflexion und Anpassung der eigenen Werte, Einstellungen und Handlungsmuster;
· Verstärkte Einbeziehung der Eltern in den schulischen Prozess;
· Interkulturelles Lernen;
· Begabungsförderung;
· Genderpädagogik;
· Interdisziplinäre Zusammenarbeit mit weiteren Lehrer/innen, Therapeut/innen sowie anderen schulischen und außerschulischen Einrichtungen;
· Eigenständige und laufende Fortbildung mittels Erfahrungsaustausch, Literatur, etc.;
· Qualitätssicherung und Schulentwicklung (z.B. unter Einsatz des Index für Inklusion);
· Öffentlichkeitsarbeit zur Gestaltung des Meinungsbildungsprozesses mit allen Schulpartner/innen“ (Feyerer/Niedermair/Tuschel 2006, 16
).
Eine vom Ministerium im Februar 2009 durchgeführte Befragung zur Umsetzung dieses Positionspapiers zeigt, dass die oben angeführten „neuen Anforderungen durch den integrativen Unterricht“ meist in den Modulen „Schulpraktische Studien“ und in den Humanwissenschaften verankert sind, allerdings in sehr unterschiedlichem Ausmaß. Ein Beispiel für ein Kompetenzmodell im Rahmen der Schulpraxis findet sich unter Punkt 7 in diesem Bericht, weitere Kompetenzmodelle und Curricula sind auf den Websites der Pädagogischen Hochschulen zu finden.

Weiters gibt es das vom Bundesministerium eingerichtete Projekt EPIK zur Entwicklung von Professionalität im Internationalen Kontext. Eine von fünf geforderten Domänen der Lehrerprofessionalität ist „Differenzfähigkeit“, bei der es darum geht, die Chancen einer prinzipiell heterogenen Lerngruppe zu nutzen und ihre Herausforderungen annehmen zu können.

Im Bereich der Inklusionspädagogik arbeiten an den Pädagogischen Hochschulen häufig Fachdidaktiker/innen, Humanwissenschafter/innen und außerschulische Expert/innen zusammen. An manchen Hochschulen ist die Zusammenarbeit in den Modulen strukturell gut verankert, an anderen ist dies der Freiwilligkeit der Lehrenden überlassen. 

In den Curricula der Pädagogischen Hochschulen wird für jedes Modul die Beschreibung von überprüfbaren Teilkompetenzen eingefordert. (siehe §5 Hochschul-Curriculaverordnung HCV). Die Form der Überprüfung und Beurteilung wird in den Modulbeschreibungen detailliert angegeben. Mögliche Formen der Überprüfung sind: Mitarbeit der Studierenden in den Seminaren, schriftliche oder mündliche Tests, mündliche Überprüfungen, Seminararbeiten, Portfolios, Teilnahme an virtuellen Diskussionen und Themenplattformen udgl. 
In den schulpraktischen Studien werden die Kompetenzen vielfach auf Basis eines Kompetenzenkatalogs evaluiert. (siehe z.B.: Kompetenzen der PH Salzburg und PH Oberösterreich – good practice Beispiel 2) 

5. Lehrende an Pädagogischen Hochschulen
Grundsätzlich gilt für Österreich, dass Lehrende an Pädagogischen Hochschulen sieben Jahre Berufserfahrung (und als formale Qualifikation „Lehramtszeugnisse“) mitbringen müssen und damit auch zumindest in einigen Bereichen (Verhaltensauffälligkeit, Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund und Hochbegabung) Erfahrungen gesammelt haben. Es finden sich an allen Pädagogischen Hochschulen Lehrpersonen als Träger unterschiedlichster formaler Qualifikationen (VS-, Sonderschul-, HS-Lehramt, Lehramt für AHS/BHS, Abschluss in Sprachheilpädagogik, Lehrer/innen mit einer Reihe von Zusatzausbildungen), die sowohl in den Humanwissenschaften als auch in den Fachdidaktiken tätig sind. PH-Lehrende, die aus der Volks- bzw. Hauptschule kommen, dürften mit allen oben genannten Aspekten in ihrer Berufspraxis konfrontiert worden sein, PH-Lehrende aus dem Bereich der AHS weniger.
Als formale Qualifikationen finden sich an allen Hochschulen in Österreich Lehramt für die Allgemeine Sonderschule und auch mit Erfahrungen aus dem „gemeinsamen Unterricht von nicht behinderten Kindern und Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf“.

Spezifische Schulungen für Lehrerbildner/innen in den oben angeführten Bereichen werden vom Bundesministerium unsystematisch aber doch angeboten. Als Beispiele dafür seien angeführt die „Zentrale Fortbildungsveranstaltung für Humanwissenschaftler/innen zum Thema Interkulturelle Pädagogik“ vom 3.–5. Juni 2008, in Wien und der TrainTheTrainer-Workshop „Pädagogische Diagnostik als Voraussetzung für erfolgreiches Lehren und Lernen im individualisierenden Unterricht (Schwerpunkt: Sekundarstufe I)“ vom 10.–11. Mai 2010. Teilnahme an weiteren Kongressen, Tagungen, Lehrgängen werden je nach Schwerpunktbildung der Pädagogischen Hochschulen und Interesse der Lehrenden genützt und unterstützt.
Exemplarisch werden hier einige Lehrgänge zu den oben angeführten Themen aufgelistet: 

· Lehrgänge zur Hochbegabung: ECHA Diplomlehrgang, ECHA-Zertifikate (ECHA Österreich);
· Universitätslehrgänge für Deutsch als Fremd- und Zweitsprache (ÖDaf – Österreichischer Verband für Deutsch als Fremdsprache/Zweitsprache);
· Fort- und Weiterbildungsangebote für Genderkompetenz (bmukk Projekt Gender Kompetenz an Schulen GeKoS);
· Weiterbildung zum Beratungslehrer/zur Beratungslehrerin (unterschiedliche PHs);
· Train the Trainers-Fort- und Weiterbildungen (im Rahmen des Projekts 25+: individuell lehren und lernen, bmukk);
· Hochschullehrgänge zu unterschiedlichen Schwerpunkten – z. B. Sprachheilpädagogik.
Spezifische Weiterbildungsangebote für die Gestaltung inklusiven Unterrichts:
Die Bundesländer Oberösterreich und die Steiermark haben seit Anfang der 90er-Jahre Lehrgänge im Ausmaß von 15 ECTS zum Thema „Integrationslehrer/in“ angeboten. In OÖ wurde dieser Lehrgang vor zwei Jahren umbenannt in „Inklusionslehrer/In“. Diese Angebote wurden bis 2002/03 gut besucht, seither kommen diese – zumindest in OÖ – nicht mehr zustande, da sich immer weniger als 20 Teilnehmer/innen anmelden. Lehrer/innen in Integrationsklassen werden von der Schulbehörde nicht zur Absolvierung dieser Weiterbildungsangebote verpflichtet.

6. Qualitätssicherung und Fortbildungsmaßnahmen für Junglehrer/innen

Alle Pädagogischen Hochschulen bieten in unterschiedlichem Ausmaß Module an, welche eine Pädagogik der Vielfalt unterstützen. (siehe Pkt. 3b) Durch die Autonomie der Pädagogischen Hochschulen obliegt es den Studienkommissionen, welche Schwerpunkte gesetzt werden. 

Aus der Umfrage des BMUKK geht hervor, dass die Pädagogischen Hochschulen vor allem im Bereich der Schulpraktischen Studien bemüht sind, inklusionspädagogische Kompetenzen zu vermitteln. Ein unabhängiges Qualitätsmonitoring existiert nicht.
Im Bereich der Pflichtschullehrerausbildung absolvieren alle im Dienst befindlichen Lehrkräfte jährlich Fortbildungsseminare im Ausmaß von 15 Wochenstunden, somit auch Neulehrer/innen. Die Lehrkräfte können aus einer Vielzahl an Fortbildungsangeboten wählen, sind jedoch nicht verpflichtet, sich mit dem Thema „heterogene Lerngruppen“ auseinander zu setzen. Abhängig von der Initiative einzelner Pädagogischer Hochschulen und der Landesschulräte werden Neulehrer/innen motiviert, Fort- und Weiterbildungsseminare zu inklusionspädagogischen Inhalten zu inskribieren. Eine berufsbegleitende Induktionsphase wird bezüglich der Neustrukturierung der Lehrerbildung angedacht und ist teilweise bereits in Erprobung.

7. Repräsentation von Minderheiten

Laut Auskunft des statistischen Zentralamts stehen derartige Daten im Rahmen der Bildungsstatistik nicht zur Verfügung. Die Personaldaten sind aus Verwaltungsdaten mit besoldungsrechtlichem Hintergrund abgeleitet und enthalten keine Informationen über den sozialen Hintergrund oder individuelle Orientierungen der Beschäftigten. Die Daten über Studierende entstammen ebenfalls dem Verwaltungskontext, so dass die fraglichen Merkmale schon aus Datenschutzgründen nicht erfasst sind.

Tendenziell kann gesagt werden, dass es nur sehr, sehr wenige Lehrer/innen mit Beeinträchtigungen gibt und Lehrer/innen mit unterschiedlichem ethischem, kulturellem, sprachlichem und/oder religiösem Hintergrund vor allem als muttersprachliche Zusatzlehrer/innen (mit einem geringeren Status als Assistenzlehrer/innen) eingesetzt werden. Dementsprechend gibt es auch nur sehr wenige Lehrerausbildner/innen und Lehramtsstudierende aus diesen Gruppen. Dem Nationalen Bildungsbericht kann entnommen werden, dass 2006/07 genau 237 Lehramtsstudierende (= 2,6%) eine anderer Erstsprache als Deutsch aufwiesen. 1993/94 waren das noch weniger: 58 Studierende (= 0,8%). Vergleicht man den Relativen-Risiko-Index nach Erstsprachen und Schularten zeigt sich, dass 2006/07 zwar 0,9% aller Schüler/innen mit Erstsprache Deutsch eine Lehrer- oder Erziehungsanstalt besuchten, aber nur 0,09% mit bosnischserbokroatischer, 0,04% mit türkischer, 0,42% mit polnischer, tschechischer, slowakischer oder ungarischer und 0,27% mit anderer Erstsprache. Es liegt hier also eine deutliche Unterrepräsentation vor (vgl. Herzog-Punzenberger/Unterwurzacher 2009, 168f
). 

8. Praxisbeispiele

Beispiel 1

Bitte berichten Sie über ein Beispiel empfehlenswerter Praxis, wie Regelschullehrer/innen in der Ausbildung für den inklusiven Unterricht vorbereitet werden.

Das Projekt „Aus anderer Sicht“ ist fixer Bestandteil des Seminars „Integration/Inklusion“ in der Lehrerausbildung an der Pädagogischen Hochschule Salzburg. Ergänzend zur theoretischen Wissensvermittlung erleben angehende Pflichtschullehrer/innen zusammen mit Expert/innen „in eigener Sache“ den Alltag und die Lebensrealitäten von Menschen mit Behinderungen.
Hintergrund, warum dieses Beispiel innovativ ist:

Durch die unmittelbare Einbindung von Menschen mit unterschiedlichsten Behinderungen, als Expert/innen, werden sogenannte Randgruppen als selbstverständlicher Teil unserer Gesellschaft wahrgenommen. Über die üblichen Lehrplaninhalte hinaus wird ein Praxisbezug hergestellt, der Sichtweisen und Haltungen von Pädagog/innen nachhaltig prägt und in der späteren Berufsausübung beiträgt, das Verständnis einer vielfältigen Gesellschaft zu vermitteln.
In welchem Setting/Situation wird das Projekt/Programm etc. durchgeführt?

In Blöcken zu je vier Unterrichtseinheiten treffen sich die Studierenden des 3. Semesters mit betroffenen Expert/innen in Gruppengrößen von durchschnittlich 10 Personen. Die Thematik in den Gruppen ergibt sich aus den unterschiedlichen Formen von Behinderungen (mobilitätsbeeinträchtigt, blind- und sehbehindert, gehörlos, psychisch krank und lernbeeinträchtigt). Das Projekt findet einerseits in der vertrauten Lernumgebung der Studierenden statt (Pädagogische Hochschule Salzburg) und andererseits an den Niederlassungen der Behinderteninteressensverbände bzw. alltägliche Orte von Menschen mit Behinderungen.
Welche Partner/innen sind involviert?

Beteiligte Partnerorganisationen stammen aus dem Behindertenbeirat der Stadt Salzburg und stellen die wesentlichen Vertreter aller Menschen mit Behinderungen in Salzburg dar (Gehörlosenverband, Blinden- und Sehbehindertenverband, Zivilinvalidenverband, Pro Mente, Laube, Lebenshilfe...).

Beschreibung der Aktivitäten/des Ansatzes:

Die Aktivitäten in den Gruppenphasen gliedern sich in drei Bereiche: Kennenlernen bzw. Information – Selbsterfahrung – Reflexion.

Kennenlernen bzw. Information: Durch den persönlichen Kontakt mit Menschen mit Behinderungen entsteht ein vertrauteres Verhältnis, welches beiträgt, Berührungsängste, Unsicherheiten und Vorurteile abzubauen. In direktem Dialog erfahren Studierende mehr über den Alltag, bestehende Barrieren und mögliche Chancen von Menschen mit Behinderungen.

Selbsterfahrung: Soweit wie möglich erleben Studierende die Lebensrealitäten von Menschen mit Behinderungen durch Ausprobieren, (z.B. durch Ertasten der sonst vertrauten Umgebung mit Blindenbrille und Langstock, durch eine Tour im Rollstuhl, durch Lippenlesen und Kommunikation in Gebärdensprache...).

Reflexion: Erlebnisse in den Selbsterfahrungsseminaren werden in Begleitung der Expert/innen aufgearbeitet, in Frage und Antwort können noch offene Punkte besprochen werden. Zudem werden in einem von den Studierenden darauffolgend zu erstellenden Bericht die gemachten Erfahrungen zusammengefasst und festgehalten. 

Kompetenzen, die dabei entwickelt werden:

Neben Fachkompetenz durch Wissenszuwachs über unterschiedlichste Formen von Behinderung und den damit einhergehenden Barrieren und Möglichkeiten, stellt die Erlangung von vor Allem sozialen Kompetenzen und Selbstkompetenzen Zielsetzungen des Projektes dar. In einem erweiterten Verständnis für Begriffe wie „Behinderung“ und „Barrierefreiheit“ werden Einstellungen und Haltungen der Studierenden nachhaltig verändert und fließen in die spätere Unterrichtspraxis mit ein.

Auswirkungen, Nutzen, Profit für die Studierenden, Lernenden oder anderen Personen:

Der lebendige Praxisbezug, die Berührtheit durch den persönlichen Kontakt und die Erweiterung des eigenen Horizonts wird von den Studierenden selbst immer wieder als bereichernder Nutzen geschildert. In der Folge sollten aber auch alle Schüler/innen dieser angehenden Lehrer/innen von einer, durch Verständnis für Inklusion, geprägten Haltung profitieren.

Was kann man von diesem Beispiel empfehlenswerter Praxis über die inklusive Lehrerbildung lernen?

Um inklusiven Unterricht zu gewährleisten, ist nicht nur die selbstverständliche Teilnahme von Schüler/innen mit unterschiedlichen Behinderungen als Teil der Klasse Voraussetzung. Die Einbindung der Kompetenz von Menschen mit Behinderungen in die Lehrerausbildung und im schulischen Alltag bewährt sich, um der Zielsetzung eines Verständnisses von „normalem“ Miteinander auf allen Ebenen näher zu kommen.
Pläne für weitere Entwicklungen?

Sicher ein Anliegen ist die Entwicklung weg von einem Modellprojekt hin zu einem selbstverständlichen Bestandteil der Inhalte des Projektes in der Lehrerausbildung, über die Grenzen Salzburgs hinaus.

Kontaktdetails für weitere Informationen:

Christian Treweller, DAS, Dipl. Päd. 

mail: christian.treweller@phsalzburg.at

tel.: +43/699/10109259

Anmerkung zum best practice Modell 1: Diese Form – im Rahmen der Ausbildung Begegnungsmöglichkeiten von Studierenden mit Menschen unterschiedlichster Behinderungen zu schaffen – findet sich an mehreren Pädagogischen Hochschulen. Auch die Begegnung mit Eltern von Kindern mit Behinderung ist Teil dieses Moduls. Diese Begegnungen bilden eine emotionale Grundlage zur Sensibilisierung und vor allem zum Reflektieren von Denk- und Handlungsmustern der Studierenden. 

Beispiel 2

Bitte berichten Sie über ein Beispiel empfehlenswerter Praxis, wie Regelschullehrer/innen in der Ausbildung für den inklusiven Unterricht vorbereitet werden.

An der PH OÖ in Linz wird die schulpraktische Ausbildung kompetenzorientiert im Sinne von Lernbegleitung mittels Portfolio gestaltet. Dies soll sowohl die Aneignung der notwendigen Kompetenzen und Haltungen für einen inklusiven Unterricht ermöglichen.
 

Hintergrund, warum dieses Beispiel innovativ ist:

Betrachtet man die Reformbewegungen der Lehrerbildung der EU oder der UNESCO so fällt auf, dass Qualität durchgängig mit dem Kompetenzbegriff in Verbindung gebracht wird. Dieser setzt beim Individuum an und fragt: „Welche (professionsspezifischen) Kompetenzen muss der/die Einzelne entwickeln bzw. ausbauen, um in einem sich wandelnden Umfeld erfolgreich bestehen zu können?“ (Kraler/Schratz 2007,7
) Diese Frage zeigt, dass Kompetenzorientierung als Reaktion auf sich verändernde Bedingungen und Herausforderungen im Lehrberuf gedacht wird. 

Als Kompetenz wird die Fähigkeit, eine Leistung in im​mer wieder neuen Situationen zielbezogen, effektiv, elegant und unter Beachtung ethischer Regeln zu erbringen, verstanden. (vgl. Heursen 1983; Jank/Meyer 2002, S. 159 ff; Terhart/Allemann-Ghionda 2006 zit. n. Meyer/Fichten 2007
)

Kompetenzen sind:

· persönliche Voraussetzungen zur erfolgreichen Bewältigung von Situationen,

· enthalten kognitive, aber auch metakognitive und motivationale Aspekte,

· sind auf spezifische Situationen und Kontexte bezogen,
· und prinzipiell erlern- und vermittelbar.

(vgl. Klieme & Leutner 2006; Sternberg & Grigorenko 2003; Weinert 2001 zit. n. Meyer/Fichten 2007)

Kompetenzorientierung in der Lehrerbildung entspricht auch dem derzeitigen Trend der Kompetenzorientierung in Schulen, die durch an Kompetenzen und Standards orientierten Schulleistungsuntersuchungen angestoßen wurden. Inhaltlich kann allerdings festgestellt werden, dass wir uns in der Ausgestaltung und Formulierung von kompetenzorientierten Lehrerbildungsmodellen noch in einer Phase der Suchbewegung befinden. Die Frage der Auswahl relevanter Kompetenzen für die Lehrerbildung ist im Detail noch nicht geklärt. (vgl. Kraler/Schratz 2007). Schulpraktische Studien werden nach wie vor als Kernelement der Lehrerausbildung bezeichnet, was ein kompetenzorientiertes Modell für die schulpraktische Ausbildung als naheliegend erscheinen lässt.

In welchem Setting/Situation wird das Projekt/Programm etc. durchgeführt?

Das Curriculum an der PHOÖ sieht in jedem Semester Schulpraktische Studien an Praxisschulen vor, wobei in den ersten beiden Semestern begleitend dazu Seminare an der Hochschule stattfinden. Ins besonders in diesen Seminaren sollen die Studierenden in das kompetenzorientierte Modell und in das Führen eines lern- und entwicklungsbegleitenden Portfolios eingeführt werden. Eine wesentliche Rolle in der Beratung der Studierenden entlang des Kompetenzentwicklungsmodells kommt den Praxisberater/innen zu.
Welche Partner/innen sind involviert?

Involviert sind die traditionellen Partner/innen in den Schulpraktischen Studien: Praxisberater/innen, Ausbildungslehrer/innen und Studierende. Neu hinzukommen sollten alle Lehrenden an der PH, die Lehrveranstaltungsleiter/innen in den praxisbegleitenden Seminaren sind.
Beschreibung der Aktivitäten/des Ansatzes:

An der PH OÖ werden im Curriculum folgende Kompetenzbereiche unterschieden:
· „Unterrichtsprofi werden“ (Unterrichtskompetenz),
· „Bei jungen Menschen ankommen“ (Erziehungskompetenz),
· „Im (Berufs-)Leben bestehen lernen“ (Selbstkompetenz) und

· „Schule gestalten“ (Schulentwicklungskompetenz).

· Quer zu diesen Kompetenzbereichen liegt die Auseinandersetzung mit einem professionellen „Umgang mit Differenzen“.

Ausgehend von diesen fünf Kompetenzbereichen haben wir für die schulpraktischen Studien ein Kompetenzentwicklungsmodell ausgearbeitet. Hier haben wir die einzelnen Kompetenzbereiche in verschiedene Dimensionen aufgeschlüsselt.

Kompetenz ist immer gestuft. Kompetenzstufen beschreiben das Mehr oder Weniger der Realisierung von Wissen, Können und Urteilen im definierten Bereich. Der Umfang der Stufung wird als Kompetenztiefe bezeichnet. (Vgl. Meyer/Fichten 2007)

In unserem Konzept erfolgt die Entwicklung idealtypisch in jeweils vier Entwicklungsstufen vom naiven Handeln und Imitieren über Handeln nach Vorgaben, Transferieren und Generalisieren zu selbständigem Steuern. Diese Kompetenzentwicklung beginnen nicht alle Studierenden auf der ersten Stufe und einzelne Kompetenzen werden je nach Vorerfahrungen und weiterer Entwicklung zu verschiedenen Zeitpunkten erreicht. Die vierte Stufe gibt ein Entwicklungsziel an, das in vielen Fällen in seiner vollständigen Ausprägung erst nach einiger Zeit Berufserfahrung erreicht wird.

Die Stufung basiert auf den Bloomschen Lernzieltaxonomien, die die seit Immanuel Kant geläufige abendländische Trias von kritischem Denken, moralischem Bewerten und praktischem Handeln aufnimmt. (vgl. Meyer/Fichten, 2007). Das Stufungskriterium ist das der wachsenden Selbstständig​keit von Lehrerhandeln und dessen theoriegeleiteter Reflexion:

Im Bereich der Unterrichtskompetenz, der Erziehungskompetenz und beim Umgang mit Differenzen verläuft die Entwicklung vom Handeln nach genauen Vorgaben und Anleitungen zu selbständig gesteuertem Handeln. Im Bereich der Selbstkompetenz ist das Ziel der „reflective practicioner“, worunter Lehrpersonen verstanden werden, die ihre Tätigkeit auf Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und bezogen auf eigene Ansprüche kontinuierlich reflektieren und weiterentwickeln. Schulentwicklungskompetenz beginnt damit, Schulen als Organisationen mit ihren Spezifika wahrzunehmen und zu beschreiben und zielt darauf ab, Schule im Team gemeinsam mit anderen weiter zu entwickeln.
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Für eine kontinuierliche Kompetenzentwicklung erhalten die Studierenden von ihren Ausbildungslehrer/innen und Praxisberater/innen dem jeweiligen Entwicklungsstand entsprechende, herausfordernde Aufgaben, die im Laufe der Ausbildung an Schwierigkeit und Komplexität den Kompetenzstufen entsprechend zunehmen. Rückmeldungen über die Erfüllung der Aufgaben geben den Studierenden Orientierung über ihre individuelle Entwicklung.

Kompetenzen können nicht direkt beobachtet werden, sichtbar ist nur die auf Grundlage der Kompetenz realisierte Performanz. Kompetenzen zu erproben – dafür bietet die schulpraktische Ausbildung ein weites Feld. Kompetenzorientierte Lehrerbildung fördert nachhaltige Theorie-Praxis Vernetzung, indem theoretische Ausbildungsinhalte möglichst früh umgesetzt und begleitend reflektiert werden, was verhindert, dass Theoriewissen träges Wissen bleibt.
Zur Verzahnung von Theorie und Praxis sowie zur systematischen Reflexion des Kompetenzerwerbs nutzen die Student/innen in den Schulpraktischen Studien das Portfolio.
Kompetenzen, die dabei entwickelt werden:

Am folgenden Beispiel seien die Kompetenzen zum Teilbereich „Erziehungskompetenz“ erläutert.
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Am nachfolgenden Beispiel kann man erkennen, wie sich Handlungen/
Teilkompetenzen mit zunehmender Tiefenstruktur als Dazugewinn von Kompetenzen bei Studierenden abbilden kann.
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Auswirkungen, Nutzen, Profit für die Studierenden, Lernenden oder anderen Personen:

Dieses Modell befindet sich erst in der Erprobung. 

Aber mit der Arbeit am Kompetenzentwicklungsmodell erhofft man sich folgende positive Effekte:
· Erhöhung der Selbststeuerung des eigenen Lernens durch Kenntnis von Teilkompetenzen und Kompetenztiefe;
· Verbesserte Anpassung der Lernumgebung an die Kompetenzen bzw. Entwicklungsbedarfe der Studierenden;
· Verortung in einem Entwicklungsmodell und damit den Überblick über bereits absolvierte Entwicklungspfade bzw. über Möglichkeiten der Weiterentwicklung;
· Grundlage für Selbsteinschätzung und somit für Reflexion durch die Studierenden;
· Verbesserte und kriterienorientierte Rückmeldemöglichkeit für die Ausbildner/innen;
· Beschreibung des Entwicklungspfades in einem Kompetenzportfolio, das als „Übergang“ zum weiterführenden, berufsbegleiteten Lernen eingesetzt werden kann.
Was kann man von diesem Beispiel empfehlenswerter Praxis über die inklusive Lehrerbildung lernen?

· In allen Kompetenzbereichen sind Wahrnehmung von, Umgang und Arbeit mit unterschiedlichen Bedürfnissen und Kompetenzen thematisiert. Der Kompetenzbereich „Umgang mit Heterogenität“ verdichtet diese Herangehensweise nochmals.

· Grundkompetenzen für inklusive Klassen (Kompetenzorientierung, Ausmachen von Entwicklungsmöglichkeiten, kriterienorientierte Rückmeldungen, Möglichkeit zur Selbst- und Fremdeinschätzung…) werden trainiert und ermöglichen Reflexion der eigenen Erfahrungen.

Pläne für weitere Entwicklungen?

Weiterentwicklung und Evaluation in einer Projektgruppe, bestehend aus Ausbildungslehrer/innen, Student/innen, Praxisberater/innen und involvierten PH – Lehrenden

Kontaktdetails für weitere Informationen:

Eva Prammer-Semmler, Dipl. Päd. 

mail: eva.prammer-semmler@ph-ooe.at

tel.: +43/732/7470-3105
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